SCHIEDSSTELLE Minchen, den 18.12.2023

nach dem Gesetz iber die Wahrnehmung Tel.: 089 /2195 —(...)

von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten Fax: 089/2195—(...)
durch Verwertungsgesellschaften Az.: Sch-Urh 15/21

beim Deutschen Patent- und Markenamt Sch-Urh 14/22

In dem Schiedsstellenverfahren

der (...)

- Antragstellerin -

Verfahrensbevollmachtigte:

(...)

gegen

die (...)

- Antragsgegnerin -

Verfahrensbevollmachtigte:

(..)

erlasst die Schiedsstelle nach dem Gesetz Uber die Wahrnehmung von Urheberrechten und
verwandten Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften beim Deutschen Patent- und Mar-

kenamt durch den (...) als Vorsitzenden und die (...) und (...) als Beisitzerinnen folgenden

Einigqungsvorschlagq:

1. Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, der Antragstellerin aufgeschlisselt nach Kalender-
jahren Auskunft Gber die Art (Marke, Typenbezeichnung) und Stlickzahl der im Zeitraum
vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2021 in der Bundesrepublik Deutschland verau-
Rerten oder in Verkehr gebrachten Mobiltelefone zu erteilen sowie im Falle des Bezugs
im Inland als Handlerin die Bezugsquelle (mit genauer Firmenbezeichnung und Adresse)

ZU benennen.



-2- Sch-Urh 15/21
Sch-Urh 14/22

Wegen der genauen Definition von Mobiltelefonen wird auf den gemeinsamen Tarif der
Antragstellerin, VG Wort und VG Bild-Kunst Uber die Vergltung nach den §§ 54, 54a
UrhG fur ,Mobiltelefone® vom 4. Januar 2016 (veréffentlicht im elektronischen Bundes-

anzeiger am 4. Januar 2016) Bezug genommen.

Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, an die Antragstellerin fur jedes Mobiltelefon laut

Auskunft nach Ziffer 1. eine Vergutung wie folgt zu bezahlen:

a. fur jedes fur den Zeitraum 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 beauskunftete
Verbraucher-Mobiltelefon
aa. EUR 6,25 als Vergltung je Stick zuztglich Zinsen in Hohe von 5 Prozent-
punkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 1. Juni 2021,
bb. weitere EUR 6,25 als doppelter Vergutungssatz je Stlck zuzlglich Zinsen in
Hdéhe von 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 1. Juni
2021;

b. fir jedes fur den Zeitraum 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 beauskunftete
Business-Mobiltelefon
aa. EUR 3,125 als Vergutung je Stiick zuzlglich Zinsen in Héhe von 5 Pro-
zentpunkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 1. Juni 2021,
bb. weitere EUR 3,125 als doppelter Vergutungssatz je Stlick zuzlglich Zin-
sen in Hohe von 5 Prozentpunkten Gber dem Basiszinssatz hieraus seit
dem 1. Juni 2021;

c. furjedes fur den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2021 beauskunftete Ver-
braucher-Mobiltelefon
aa. EUR 6,25 als Vergltung je Stick zuziglich Zinsen in Héhe von 5 Prozent-
punkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 8. Juni 2022,
bb. weitere EUR 6,25 als doppelter Vergitungssatz je Stlick zuzuglich Zinsen in
Héhe von 5 Prozentpunkten lber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 8. Juni
2022,

d. flr jedes flr den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2021 beauskunftete Busi-

ness-Mobiltelefon
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aa. EUR 3,125 als Vergltung je Stiick zuzuglich Zinsen in Héhe von 5 Pro-
zentpunkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 8. Juni 2022,

bb. weitere EUR 3,125 als doppelter Vergltungssatz je Stuck zuzlglich Zin-
sen in Hohe von 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit
dem 8. Juni 2022;

es sei denn, diese Gerate wurden von der Antragsgegnerin als Handlerin in der Bun-
desrepublik Deutschland bezogen oder die Antragsgegnerin weist nach, dass diese
Gerate eindeutig anderen Verwendungen als der Anfertigung von Vervielfaltigungen
zum eigenen Gebrauch nach § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG a.F. bzw. § 53 Abs. 1 und 2,

§§ 60a bis 60f UrhG vorbehalten sind und dass mit Hilfe dieser Gerate allenfalls in
geringem Umfang tatséchlich solche Vervielfaltigungen angefertigt worden sind und

nach dem normalen Gang der Dinge angefertigt werden.

Wegen der genauen Definition von Mobiltelefonen, Verbraucher-Mobiltelefonen und
Business-Mobiltelefonen wird auf den gemeinsamen Tarif der Antragstellerin, VG
Wort und VG Bild-Kunst Gber die Vergutung nach den §§ 54, 54a UrhG fir ,Mobiltele-
fone“ vom 4. Januar 2016 (veroffentlicht im elektronischen Bundesanzeiger am 4. Ja-

nuar 2016) Bezug genommen.

3. Im Ubrigen werden die Antrage zuriickgewiesen.

4. Die Antragsgegnerin tragt die Kosten des Verfahren. Die den Beteiligten entstandenen

aulleramtlichen Kosten tragen diese jeweils selbst.

Grunde:

Die in der Antragstellerin zusammengefassten Verwertungsgesellschaften begehren von der
Antragsgegnerin Auskunft und Zahlung einer urheberrechtlichen Vergitung geman §§ 54 ff.
UrhG flr Mobiltelefone fur die Jahre 2018 bis 2021.
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Die Antragstellerin ist ein Zusammenschluss deutscher Verwertungsgesellschaften ((...)), die
Anspruche aus § 54 Abs. 1 UrhG herleiten kdnnen. Mit Gesellschaftsvertrag vom 21. Dezember
1992 in der Fassung der Beschlusse der Gesellschafter vom 27. Juni 2019 (im Folgenden: Ge-
sellschaftsvertrag, abrufbar unter: (...)) haben sich die Verwertungsgesellschaften zum Zwecke
der Geltendmachung ihrer Anspriiche geman §§ 54 ff. UrhG zu einer BGB-Gesellschaft zusam-
mengeschlossen und die ihnen zur Wahrnehmung tbertragenen Anspruche fur Vervielfaltigun-
gen von Audiowerken und audiovisuellen Werken in die Gesellschaft eingebracht. Die Antrag-
stellerin ist geman § 4.3 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages dazu berechtigt, die ihr Gbertrage-
nen Rechte im eigenen Namen geltend zu machen. Sie macht aulerdem im eigenen Namen
auch die von der VG Wort und der VG Bild-Kunst abgetretenen Anspriche fur Vervielfaltigun-
gen von stehendem Text und stehendem Bild geltend (vgl. hierzu die jeweils als Anlage (...)

vorgelegten Abtretungsvereinbarungen vom (...) und vom (...)).

Die Antragsgegnerin betreibt einen Gro3handel mit Telekommunikationsartikeln (vgl. (...) und
den mit Anlagenkonvolut (...) im Verfahren Sch-Urh 15/21 vorgelegten Ausdruck der Internet-
seite der Antragsgegnerin) und brachte im verfahrensgegenstandlichen Zeitraum Mobiltelefone

im Bereich der Bundesrepublik Deutschland in Verkehr.

Am 1. Dezember 2015 schlossen die Antragstellerin, die VG Wort und die VG Bild-Kunst mit
dem Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien e.V. (BIT-
KOM) einen Gesamtvertrag zur Regelung der Vergltungspflicht gemaf §§ 54 ff. UrhG fir Mo-
biltelefone fur den Zeitraum ab dem 1. Januar 2008. Am 4. Januar 2016 wurde im Bundesanzei-
ger ein entsprechender gemeinsamer Tarif (jeweils vorgelegt als Anlage (...)) verdffentlicht.
Dieser Tarif gilt fir alle Mobiltelefone im Sinne der Definition gemafl Abschnitt 3 des Tarifs, die
ab 1. Januar 2008 in Deutschland veraufiert oder in sonstiger Weise in Verkehr gebracht wer-
den. Fur Mobiltelefone, die nach Abschnitt 4 des Tarifs als Verbraucher-Mobiltelefone gelten,
betragt die Vergutung bei Entstehung der Vergutungspflicht seit dem 1. Januar 2014 EUR 6,25
pro Stlck, fur Mobiltelefone, die als Business-Mobiltelefone gemaf Abschnitt 4 dieses Tarifs

gelten, betragt die Vergltung seit diesem Zeitpunkt EUR 3,125 Euro pro Stuck.

Die Antragsgegnerin ist nicht Mitglied des BITKOM und dem Gesamtvertrag nicht beigetreten.

Mit Schreiben vom (...) und (...) (in den verbundenen Verfahren jeweils vorgelegt als Anlage

(...)) forderte die Antragstellerin die Antragsgegnerin fur die Jahre 2018 bis 2020 und fir das
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Jahr 2021 unter Fristsetzung bis (...) bzw. (...) zur Auskunftserteilung und Zahlung der tarifli-
chen Vergutung fur die verfahrensgegenstandlichen Mobiltelefone auf. Fur den Fall der nicht
fristgerechten Auskunftserteilung machte sie den doppelten Vergitungssatz gemal § 54e Abs.
2 UrhG bzw. § 54f Abs. 3 UrhG geltend (vgl. jeweils Ziffer 5. der als Anlage (...) vorgelegten
Schreiben). Gleichzeitig wies die Antragstellerin darauf hin, dass sich die Antragsgegnerin — so-
fern sie Importeur und/oder Hersteller sei und die Frist verstreichen lasse — mit der Zahlung der
geschuldeten Betrage sowie mit der Zahlung des doppelten Vergutungssatzes in Verzug be-
finde (vgl. Ziffer 3. der Schreiben).

Die Antragsgegnerin erteilte keine Auskiinfte und leistete keine Zahlungen.

Die Antragstellerin meint, die Angemessenheit der hier geltend gemachten, tariflichen Vergu-
tungssatze ergebe sich bereits aus dem mit dem BITKOM abgeschlossenen Gesamtvertrag.
Hilfsweise argumentiert sie, die geltend gemachten Vergutungssatze seien jedenfalls ange-
sichts der Ergebnisse verschiedener in ihrem Auftrag sowie im Auftrag der Schiedsstelle durch-

gefuhrten empirischen Untersuchungen Uber die Nutzung von Mobiltelefonen angemessen.

Die Antragsgegnerin habe die mit den Aufforderungsschreiben gesetzten Fristen mindestens
fahrlassig verstreichen lassen, ohne Auskiinfte zu erteilen, weshalb die Antragstellerin zur Gel-
tendmachung des doppelten Vergutungssatzes berechtigt sei (§§ 54e Abs. 2 UrhG bzw. § 54f
Abs. 3 UrhG). Die Antragsgegnerin befinde sich seit Ablauf der zum (...) und (...) gesetzten
Fristen in Verzug, auch hinsichtlich des Anspruchs auf doppelten Vergltungssatz. Der An-
spruch auf Verzugszinsen ergebe sich aus § 286 Abs. 1 Satz 1i.V.m. § 288 Abs. 1 BGB.

Die Antragstellerin beantragt im Verfahren Sch-Urh 15/21 den Erlass folgenden
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Einigungsvorschlages:

Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, der Antragstellerin Auskunft zu erteilen,
aufgeschlisselt nach Kalenderjahren lber die Art (Marke, Typenbezeich-
nung) und Stlickzahl der in der Bundesrepublik Deutschland im Zeitraum
vom 01.01.2018 bis 31.12.2020 veraulberten oder in Verkehr gebrachten Mo-
biltelefone, anzugeben, welche dieser Mobiltelefone im Zeitraum vom
01.01.2018 bis 31.12.2020 jeweils nachweislich von gewerblichen Endab-
nehmern erworben wurden, sowie im Falle des Bezuges in der Bundesre-
publik Deutschland als Handler die Bezugsquelle (mit genauer Firmenbe-
zeichnung und Adresse) zu benennen.

.Gewerbliche Endabnehmer” im Sinne dieses Antrags sind Behdrden, ge-
werbliche Endabnehmer und Endabnehmer, die Mobiltelefone aus Projekt-
geschaften erwerben, wie folgt:

- Behdrden im Sinne dieses Antrags sind Behdrden im Sinne von § 1 Abs.
4 VWwVTG und juristische Personen des offentlichen Rechts, die Mobiltele-
fone fir eigene Zwecke und nicht zu dem Zweck erwerben, sie weiter zu
veraulern oder in sonstiger Weise in den Verkehr zu bringen. Dieser Er-
werbszweck muss nicht nachgewiesen werden und wird vermutet. Die
Antragstellerin ist berechtigt, diese Vermutung zu widerlegen.
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- Gewerbliche Endabnehmer im Sihna dieses Antrags sind

a) juristische Personen des privaten Rechts und rechtsfdhige Personen-
gesellschaften im Sinne von § 14 Abs. 2 BGB sowie

b) natirliche Personen, die Unternehmer im Sinne von § 2 Abs. 1 UStG
sind, denen durch das Bundeszentralamt fiir Steuern eine Umsatz-
steuer-ldentifikationsnummer (nachfolgend USt-ID) erteilt wurde

und die Mobiltelefone fiir eigene unternehmensbezogene Zwecke und
nicht zu dem Zweck erwerben, sie weiter zu veraultern oder in sonstiger
Weise in den Verkehr zu bringen.

Als gewerbliche Endabnehmer gelten auch Konzernunternehmen, die
Mobiltelefone fiir andere Unternehmen des Konzerns zentral erwerben
sowie Unternehmen, die Mobiltelefone Dritten auf der Grundlage von Ver-
tragen (z.B. Leasing, IT-Uberlassung) zur Nutzung Uiberlassen.

- Als Projektgeschaft im Sinne dieses Antrags gilt jede Veraufierung von
Mobiltelefonen durch einen Importeur oder Hersteller an einen Héndler,
wenn diese Mobiltelefone durch diesen oder einen weiteren Handler an
eine Behorde oder einen gewerblichen Endabnehmer verduliert werden
sollen, die / der dem Importeur oder Hersteller vor der Veraulterung an
die Behérde oder an den gewerblichen Endabnehmer namentlich bekannt
ist oder wird, und wenn der Importeur ocder Hersteller mit einem der betei-
ligten Handler fiir diesen Fall eine Projektvereinbarung (auch formlos
durch Austausch von E-Mails) trifft oder getroffen hat.

Die Antragsgegnerin kann den Nachweis fiir den Erwerb durch gewerbliche
Endabnehmer flir Mobiltelefone, die in der Zeit vom 01.01.2018 bis
31.12.2020 verdulert oder in Verkehr gebracht worden sind nach Abschnitt
4. des Gemeinsamen Tarifs der ZPU, VG Wort und VG Bild-Kunst Gber die
Vergiitung nach den §§ 54, 54a UrhG fiir Mobiltelefone vom 04.01.2016, ver-
6ffentlicht im Bundesanzeiger vom 04.01.2016, hier beigeflgt als ,Anlage
zum Antrag zu 1." erbringen. '

Jedes Mobiltelefon, fiir das die Antragsgegnerin den Nachweis flir den Er-
werb durch gewerbliche Endabnehmer erbringt, gilt als ,Business-Mobiltele-
fon". Jedes Mabiltelefon, fir das die Antragsgegnerin den Nachweis flr den
Erwerb durch gewerbliche Endabnehmer nicht erbringt, gilt als ,\Verbraucher-
Mobiltelefon”.

Ein Mobiltelefon im Sinne dieses Antrages zu 1. ist ein tragbares Gerét, das
kumulativ die folgenden Kriterien erflillt:

(1) Es verfiigt Uber ein integriertes Display mit einer Diagonale von weniger
als 7 Zoll. -
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(2) Es verfigt Gber die Funktion, Uber Mobilfunknetze drahtlos zu telefonie-
ren und hierflir Gber einen Steckplatz fiir eine SIM-Karte oder ein inte-
griertes SIM (,subscriber identity module").

(3) Es verfligt {iber mindestens eine Schnittstelle zur Datenlibertragung
(z.B. USB, WLAN und/oder EDGE/ UMTS/ LTE).

(4) Es verflgt Uber eine netzunabhangige Stromversorgung (z.B. Akku), un-
abhangig davon, ob diese vom Nutzer ausgetauscht werden kann.

(5) Es verflgt tber eine eigensténdige, von einem PC unabhéngige Verviel-
faltigungsfunktion von urheberrechtlich geschiitzten Werken und Leis-
tungen gemal § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG aF bzw. § 53 Abs. 1 und 2, §§
60a - 60f UrhG und/oder liber einen integrierten Speicher.

Eine eigenstandige, von einem PC unabhéngige Vervielfaltigungsfunk-
tion ist insbesondere dann anzunehmen, wenn ein Mobiltelefon (ber
eine Bluetooth-Schnittstelle (sofern diese eine drahtlose direkte Daten-
Ubertragung zu Geraten oder Speichermedien unterstiitzt), eine Infrarot-
, WIFI- oder USB-Schnittstelle verfligt.

Ausnahmen von der Vergutungspflicht

Mobiltelefone sind nur dann verglitungspflichtig, wenn sie (iber einen mp3-
und/oder mp4-Player oder einen dhnlichen Mediaplayer zur Medienwieder-
gabe verfligen. Mobiltelefone, die nur liber eine eingeschriankte Wiederga-
bemdglichkeit verfiigen, z.B. nur die Wiedergabe von Ruftonmelodien oder
von MMS oder ahnlichem ermdglichen, sind nicht vergitungspflichtig.

Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, fir jedes laut Auskunft nach vorstehen-
dem Antrag zu Ziffer 1. in der Bundesrepublik Deutschland veraulerte oder
in Verkehr gebrachte

a) Verbraucher-Mobiltelefon

aa) EUR 6,25 als Vergiitung je Stiick zzgl. Zinsen in Hohe von flinf
Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem
01.06.2021, sowie

bb) weitere EUR 6,25 als doppelter Vergiitungssatz je Stiick zzgl.
Zinsen in Hohe von flnf Prozentpunkten (ber dem Basiszinssatz
hieraus seit dem 01.06.2021

b)  Business-Mobiltelefon
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aa) EUR 3,125 als Vergitung je Stlick zzgl. Zinsen in Héhe von finf
Prozentpunkten (ber dem Basiszinssatz hieraus seit dem
01.06.2021, sowie

bb) weitere EUR 3,125 als doppelter Vergiitungssatz je Stiick zzgl.
Zinsen in Héhe von funf Prozentpunkten (ber dem Basiszinssatz
hieraus seit dem 01.06.2021

an die Antragstellerin zu zahlen, es sei denn, diese Gerite wurden von der
Antragsgegnerin als Handlerin in der Bundesrepublik Deutschland bezogen
oder die Antragsgegnerin weist nach, dass diese Gerate eindeutig anderen
Verwendungen als der Anfertigung von Vervielfaltigungen zum eigenen Ge-
brauch nach § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG aF bzw. § 53 Abs. 1 und 2, §§ 60a - 60f
UrhG vorbehalten sind und dass mit Hilfe dieser Geréte allenfalls in geringem
Umfang tatséchlich solche Vervielfaltigungen angefertigt worden sind und
nach dem normalen Gang der Dinge angefertigt werden.

Die Antragstellerin beantragt im Verfahren Sch-Urh 14/22 den Erlass folgenden

Einigungsvorschlages:

1.  Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, der Antragstellerin Auskunft zu erteilen,
aufgeschliisselt nach Kalenderjahren (lber die Art (Marke, Typenbezeich-
nung) und Stickzahl der von ihr in der Bundesrepublik Deutschland im Zeit-
raum vom 01.01.2021 bis 31.12.2021 verdulerten oder in Verkehr gebrach-
ten Mobiltelefone, anzugeben, welche dieser Mobiltelefone im Zeitraum vom
01.01.2021 bis 31.12.2021 jeweils nachweislich von gewerblichen Endab-
nehmern erworben wurden, sowie im Falle des Bezuges in der Bundesre-
publik Deutschland als Handler die Bezugsquelle (mit genauer Firmenbe-
zeichnung und Adresse) zu benennen.

.Gewerbliche Endabnehmer” im Sinne dieses Antrags sind Behérden, ge-
werbliche Endabnehmer und Endabnehmer, die Mobiltelefone aus Projekt-
geschéften erwerben, wie folgt:
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- Behorden im Sinne dieses Antrags sind Behtrden im Sinne von § 1 Abs.
4 VwVTG und juristische Personen des éffentlichen Rechts, die Mobiltele-
fone fiir eigene Zwecke und nicht zu dem Zweck erwerben, sie weiter zu
veraullern oder in sonstiger Weise in den Verkehr zu bringen. Dieser Er-
werbszweck muss nicht nachgewiesen werden und wird vermutet. Die
Antragstellerin ist berechtigt, diese Vermutung zu widerlegen.

- Gewerbliche Endabnehmer im Sinne dieses Antrags sind

a) juristische Personen des privaten Rechts und rechtsféhige Personen-
gesellschaften im Sinne von § 14 Abs. 2 BGB sowie

b) natiirliche Personen, die Unternehmer im Sinne von § 2 Abs. 1 UStG
sind, denen durch das Bundeszentralamt fir Steuern eine Umsatz-
steuer-ldentifikationsnummer (nachfolgend USt-ID) erteilt wurde

und die Mobiltelefone fir eigene unternehmensbezogene Zwecke und
nicht zu dem Zweck erwerben, sie weiter zu veraullern oder in sonstiger
Weise in den Verkehr zu bringen.

Als gewerbliche Endabnehmer gelten auch Konzernunternehmen, die
Mobiltelefone fiir andere Unternehmen des Konzerns zentral erwerben
sowie Unternehmen, die Mobiltelefone Dritten auf der Grundlage von Ver-
trdgen (z.B. Leasing, IT-Uberlassung) zur Nutzung berlassen.

- Als Projektgeschaft im Sinne dieses Antrags gilt jede VerdufRerung von
Mobiltelefonen durch einen Importeur oder Hersteller an einen Handler,
wenn diese Mobiltelefone durch diesen oder einen weiteren Handler an
eine Behorde oder einen gewerblichen Endabnehmer veraultert werden
sollen, die / der dem Importeur oder Hersteller vor der Verdaulerung an
die Behérde oder an den gewerblichen Endabnehmer namentlich bekannt
ist oder wird, und wenn der Importeur oder Hersteller mit einem der betei-
ligten Handler fiir diesen Fall eine Projektvereinbarung (auch formlos
durch Austausch von E-Mails) trifft oder getroffen hat.

Die Antragsgegnerin kann den Nachweis fur den Erwerb durch gewerbliche
Endabnehmer filir Mobiltelefone, die in der Zeit vom 01.01.2021 bis
31.12.2021 verdulert oder in Verkehr gebracht worden sind nach Abschnitt
4. des Gemeinsamen Tarifs der ZPU, VG Wort und VG Bild-Kunst ber die
Verglitung nach den §§ 54, 54a UrhG fur Mobiltelefone vom 04.01.2016, ver-
offentlicht im Bundesanzeiger vom 04.01.2016, hier beigeflgt als ,Anlage
zum Antrag zu 1." erbringen.

Jedes Mobiltelefon, fir das die Antragsgegnerin den Nachweis fur den Er-
werb durch gewerbliche Endabnehmer erbringt, gilt als ,Business-Mobiltele-
fon". Jedes Mobiltelefon, fur das die Antragsgegnerin den Nachweis fUr den
Erwerb durch gewerbliche Endabnehmer nicht erbringt, gilt als ,Verbraucher-
Mobiltelefon®.
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Ein Mobiltelefon im Sinne dieses Antrages zu 1. ist ein tragbares Gerét, das
kumulativ die folgenden Kriterien erfiillt:

.(1) Es verflgt liber ein integriertes Display mit einer Diagonale von weniger
als 7 Zoll.

(2) Es verfiigt Gber die Funktion, (iber Mobilfunknetze drahtlos zu telefonie-
ren und hierfir Giber einen Steckplatz fiir eine SIM-Karte oder ein inte- -
griertes SIM (,subscriber identity module®).

(3) Es verfiigt (iber mindestens eine Schnittstelle zur Dateniibertragung
(z.B. USB, WLAN und/oder EDGE/ UMTS/ LTE).

(4) Es verfiigt liber eine netzunabhéngige Stromversorgung (z.B. Akku), un-
abhéngig davon, ob diese vom Nutzer ausgetauscht werden kann.

(5) Es verfiigt (iber eine eigenstédndige, von einem PC unabhéngige Verviel-
faltigungsfunktion von urheberrechtlich geschiitzten Werken und Leis-
tungen gemal § 53 Abs. 1 und 2, §§ 60a - 60f UrhG und/oder iiber einen
integrierten Speicher.

Eine eigenstandige, von einem PC unabhéngige Vervielfaltigungsfunk-
tion ist insbesondere dann anzunehmen, wenn ein Mobiltelefon {iber
eine Bluetooth-Schnittstelle (sofern diese eine drahtlose direkte Daten-
Ubertragung zu Geraten oder Speichermedien unterstiitzt), eine Infrarot-
, WIFI- oder USB-Schnittstelle verfligt.

Ausnahmen von der Vergiitungspflicht

Mobiltelefone sind nur dann verglitungspflichtig, wenn sie Uber einen mp3-
und/oder mp4-Player oder einen dhnlichen Mediaplayer zur Medienwieder-
gabe verfligen. Mobiltelefone, die nur {iber eine eingeschrankte Wiederga-
bemdglichkeit verfligen, z.B. nur die Wiedergabe von Ruftonmelodien oder
von MMS oder &hnlichem ermdglichen, sind nicht verglitungspflichtig.

Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, fiir jedes laut Auskunft nach vorstehen-
dem Antrag zu Ziffer 1. von ihr in der Bundesrepublik Deutschland ver&u-
Rerte oder in Verkehr gebrachte

a) Verbraucher-Mobiltelefon
aa) EUR 6,25 als Verglitung je Stiick zzgl. Zinsen in Héhe von fiinf

Prozentpunkten (iber dem Basiszinssatz hieraus seit dem
08.06.2022, sowie
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bb) weitere EUR 6,25 als doppelter Verglitungssatz je Stiick zzgl.
Zinsen in Héhe von fiinf Prozentpunkten ber dem Basiszinssatz
hieraus seit dem 08.06.2022

b) Business-Mobiltelefon

aa) EUR 3,125 als Vergiitung je Stlick zzgl. Zinsen in Hohe von flinf
Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz hieraus seit dem
08.06.2022, sowie

bb) weitere EUR 3,125 als doppelter Vergiitungssatz je Stiick zzgl.
Zinsen in Héhe von flunf Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz
hieraus seit dem 08.06.2022

an die Antragstellerin zu zahlen, es sei denn, diese Gerate wurden von der
Antragsgegnerin als Handlerin in der Bundesrepublik Deutschland bezogen
oder die Antragsgegnerin weist nach, dass diese Gerate eindeutig anderen
Verwendungen als der Anfertigung von Vervielfiltigungen zum eigenen Ge-
brauch nach § 53 Abs. 1 und 2, §§ 60a - 60f UrhG vorbehalten sind und dass
mit Hilfe dieser Geréte allenfalls in geringem Umfang tatsachlich solche Ver-
vielfaltigungen angefertigt worden sind und nach dem normalen Gang der
Dinge angefertigt werden. '

VVom Abdruck der Anlage zum jeweiligen Antrag zu 1. (Gemeinsamer Tarif fir Mobiltelefone

vom 4. Januar 2016) wird abgesehen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die jeweiligen Antrage zurickzuweisen.

Die Antragsgegnerin regt zudem zuletzt an und beantragt mit Schriftsatz vom (...) (Verfahren
Sch-Urh 15/21) und (...) und (...) (Verfahren Sch-Urh 14/22) sinngemaR, das Verfahren auszu-
setzen und dem EuGH die Frage vorzulegen, ob eine Vergutungspflicht flr Gerate, die an eine
andere als eine natlrliche Person zur eigenen Nutzung geliefert werden (Verfahren Sch-Urh
15/21) bzw. die der Hersteller oder Importeur an eine juristische Person oder an eine nattrliche
Person, die erkennbar als Endnutzer fir kommerzielle Zwecke bestellt, liefert oder geliefert hat
(Verfahren Sch-Urh 14/22) mit dem gerechten Ausgleich nach Art. 5 Abs. 2 b) InfoSoc-RL
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2001/29 EG vereinbar ist und ob zur Ermittlung dieser Gerate der Nachweis verlangt werden
kann, dass eine vergutungsrelevante Nutzung damit ausgeschlossen ist (Verfahren Sch-Urh
15/21). Hilfsweise regt die Antragsgegnerin an und beantragt, das Verfahren gemaf § 148
ZPO analog auszusetzen, bis diese Fragen durch den EuGH und die nationalen Gerichte ge-
klart sind.

Die Antragsgegnerin regt weiter mit Schriftsatz vom (...) an und beantragt, das Verfahren Sch-
Urh 14/22 auszusetzen und dem EuGH die Frage vorzulegen, ob es mit dem gerechten Aus-
gleich nach Art. 5 Abs. 2 lit. b InfoSoc-RL 2001/29/EG vereinbar ist, dass die Verwertungsge-
sellschaften von einem zur Zahlung der Vergltung Verpflichteten, der seiner Melde- und Aus-
kunftspflicht nicht, nur unvollstandig oder sonst unrichtig nachkommt, den doppelten Vergu-
tungssatz verlangen kénnen. Die Antragsgegnerin beantragt mit diesem Schriftsatz ferner, der
Antragstellerin aufzugeben, die Schiedsstelle nach § 93 VGG anzurufen um diese mit der Be-
auftragung einer selbststandigen empirischen Untersuchung und der Ermittlung der nach § 54a
UrhG mafgeblichen Nutzung von Mobiltelefonen fur die Anfertigung relevanter Vervielfaltigun-

gen zu beauftragen.

Die Antragstellerin lehnt mit Schriftsatz vom (...) (Sch-Urh 15/21) und (...) (Verfahren Sch-Urh
14/22) die Aussetzung des Verfahrens (analog) § 148 ZPO ab.

Die Antragsgegnerin ist der Ansicht, die Antragstellerin kénne sich nicht auf die gesetzliche
Vermutung der Aktivlegitimation berufen, da sie weder die Anspriiche der VG Wort und VG Bild-
Kunst flr stehenden Text und stehendes Bild noch die Anspriche der AGICOA und der VG Mu-
sikedition wahrnahme. Die Regelungen der §§ 54 ff. UrhG verstieRen gegen Art. 5 Abs. 2 lit. a)
und lit. b) der Richtlinie 2001/29/EG. Insbesondere fehle es an einem wirksamen gesetzlichen
Ruckerstattungsanspruch. Die in §§ 54e Abs. 2, 54f Abs. 3 UrhG normierten Anspriiche auf den
doppelten Vergiitungssatz seien mangels Bezugs zum Schaden der Rechteinhaber mit der uni-
onalen Verpflichtung zur Gewahrung eines gerechten Ausgleichs unvereinbar und nicht an-
wendbar. Der Antragstellerin stiinde fir sog. ,Business-Gerate” kein Anspruch zu. Dass sie zum
Nachweis, dass ein ,Business-Gerat" vorliege, eine Erklarung des Endabnehmers mit dem in
Abschnitt 4 C.1.1.2 des Tarifs bezeichneten Inhalt fordere, sei unionsrechtswidrig. Die Erbrin-
gung dieses Nachweises sei ihr unmoglich. Gesamtvertragen konnten gegenuber der Antrags-
gegnerin als AuBenseiterin keine Bindungswirkung entfalten. Ihnen komme auch keine Indizwir-
kung zu. Eine eventuelle Indizwirkung sei jedenfalls dadurch widerlegt, dass sich das Nutzer-

verhalten seit dem Abschluss der Gesamtvertrage geandert habe; insbesondere habe die stark
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zugenommene Nutzung von Streaming- und Clouddiensten zu einem deutlichen Rickgang der
mit den streitgegenstandlichen Geraten angefertigten Privatkopien gefuhrt. Die einseitig aufge-
stellten Tarife der Antragstellerin seien unverbindlich und zudem — da auf einem privatrechtli-
chen Gesamtvertrag mit dem BITKOM beruhend — mangels hinreichender Orientierung an den
Nachteilen fir Urheber durch Privatkopien unionsrechtswidrig und damit unanwendbar und je-
denfalls deutlich Gberhéht. Die Antragstellerin verstol3e gegen Kartell- und Wettbewerbsrecht,
indem sie ihre marktbeherrschende Stellung missbrauche und willkiirlich gegen nur einen
Bruchteil der potenziellen Abgabenschuldner vorgehe. Auch ein etwaiger Gesamtvertragsnach-
lass sei kartell- und unionsrechtswidrig. Verzugszinsen wirden nicht bzw. flr das Jahr 2021 je-

denfalls nicht ab dem (...) geschuldet.

Mit Beschluss vom 14. Dezember 2023 hat die Schiedsstelle die Verfahren Sch-Urh 15/21 und
Sch-Urh 14/22 zur gemeinsamen Entscheidung verbunden. Hinsichtlich der weiteren Einzelhei-

ten wird auf die Schriftsatze der Beteiligten samt Anlagen Bezug genommen.
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Die Antrage sind zulassig und Uberwiegend begrindet. Die Antragsgegnerin hat fir die verfah-
rensgegenstandlichen Gerate Auskunft zu erteilen und unter den im Tenor genannten Voraus-

setzungen die tarifliche Vergltung sowie den doppelten Verglitungssatz zu bezahlen.

1. Die Antrage sind zulassig.

a) Die Anrufung der Schiedsstelle ist entsprechend § 92 Abs. 1 Nr. 2 VGG statthaft. Der
Streitfall betrifft die Vergltungspflicht nach § 54 UrhG. Zwar ist die Antragstellerin keine
Verwertungsgesellschaft im Sinne des § 2 VGG, da sie nicht unmittelbar treuh&nderisch
fur mehrere Rechtsinhaber tatig wird, sondern die Anspriiche nach §§ 54 ff. UrhG fir die
ihr angehérenden Gesellschafter-Verwertungsgesellschaften geltend macht. Sie erflillt
aber die Voraussetzungen flr eine ,abhangige Verwertungseinrichtung“ nach § 3 Abs. 1
VGG, da alle ihre Gesellschafter Verwertungsgesellschaften sind, so dass nach § 3
Abs. 2 Satz 1 VGG die flr diese Tatigkeit geltenden Bestimmungen des VGG — und so-
mit auch § 92 Abs. 1 Nr. 2 VGG - entsprechend anzuwenden sind. Mit der Geltendma-
chung der Anspriiche nach §§ 54 ff. UrhG Ubt die Antragstellerin die Tatigkeit einer Ver-

wertungsgesellschaft aus.

b) Die Anrufung der Schiedsstelle ist auch formgerecht erfolgt (§ 97 Abs. 1 Satz 1 VGG).

2. Die Antrage sind tiberwiegend begrindet. Die Antragstellerin hat einen Anspruch nach § 54
ff. UrhG auf Auskunft der Antragsgegnerin Gber die in den Jahren 2018 bis 2021 in Verkehr
gebrachten Mobiltelefone und unter den im Tenor genannten Voraussetzungen auch auf

Zahlung der hierfur tariflich vorgesehenen Vergltung und des doppelten Vergltungssatzes.

a) Die vorgebrachten kartell- und wettbewerbsrechtlichen Einwande werden von der
Schiedsstelle nicht gepriift. Kernaufgabe der Schiedsstelle ist die Uberpriifung der An-
wendbarkeit und Angemessenheit von Tarifen. Es soll aber darauf hingewiesen werden,
dass nach dem Urteil des OLG Munchen vom 16. Januar 2020 (6 Sch 48/18 WG unter

C.7., S. 54 f.) in der Geltendmachung des gesetzlich vorgesehenen Vergutungsan-
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spruchs regelmafig kein Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung liegt. Die An-
tragstellerin gehe — was gerichtsbekannt sei — gegen eine grof3e Vielzahl von Mitbewer-

bern der Antragsgegnerin vor.

Die Antragstellerin ist als abhangige Verwertungseinrichtung hinsichtlich der geltend ge-
machten Auskunfts- und Zahlungsansprtiche aktivlegitimiert, §§ 48, 49 VGG entspre-
chend i.V.m. § 3 Abs. 1, Abs. 2 VGG, §§ 54, 54b, 54f Abs. 1, 54h Abs. 1 UrhG i.V.m.

§ 4.1 Satz 1 und § 4.3 Satz 1 des Gesellschaftsvertrags (stdndige héchstrichterliche
Rechtsprechung, z.B. BGH, Urteil vom 16. Marz 2017, Az: | ZR 39/15 — ,PC mit Fest-
platte I, Rz. 24, GRUR 2017, 716 ff.). Hinsichtlich der Anspriiche der VG Wort und der
VG Bild-Kunst fur stehenden Text und stehendes Bild wurde die Berechtigung der An-
tragstellerin durch Vorlage der ,Abtretungsvereinbarung flr Anspriiche geman §§ 54ff.
UrhG fur stehenden Text und stehendes Bild“ vom (...) und vom (...) nachgewiesen (je-
weils Anlage (...)). Mit dem Einwand, die AGICOA Urheberrechtsschutz GmbH
(AGICOA) und die VG Musikedition r.V. (VG Musikedition) nahmen ebenfalls die streit-
gegenstandlichen Anspriche wahr, kann die Antragsgegnerin die Vermutungswirkung
nicht nach § 49 Abs. 2 VGG erschittern. Die Antragsgegnerin hat hinsichtlich der
AGICOA lediglich dargelegt, dass und in welchem Umfang diese die Ausschliellichkeits-
rechte aus §§ 16 und 19a UrhG wahrnimmt, nicht aber auch, dass sie auch die ihren
Wahrnehmungsberechtigten zur Kompensation der Beschrankung dieser Rechte ge-
wahrten Vergutungsanspriiche wahrnimmt. Die Antragstellerin hat geltend gemacht, die
von der VG Musikedition wahrgenommenen Ansprliche wirden Uber die GEMA in sie
eingebracht, die sie wiederum aufgrund eines Mandatsvertrages mit der VG Musikedi-
tion geltend mache und dies durch Vorlage der Zusatzvereinbarung zu diesem Mandats-

vertrag (in beiden Verfahren jeweils als Anlage (...)) belegt.

Die Antragsgegnerin ist hinsichtlich der die Jahre 2018 bis 2020 betreffenden Anspriiche
als Importeurin, hinsichtlich der das Jahr 2021 betreffenden Anspriiche zumindest als
Handlerin von Mobiltelefonen (§ 54b Abs. 1 UrhG) passivlegitimiert. Sie hat insoweit im
Verfahren Sch-Urh 15/21 ausgefuhrt, sie habe die beauskunfteten Gerate (gemeint of-
fensichtlich: die streitgegenstandlichen Gerate) ausschliel3lich importiert (Schriftsatz vom
(-..), S. 5) und im Verfahren Sch-Urh 14/22 den Vortrag der Antragstellerin, sie habe die
streitgegenstandlichen Gerate im Jahr 2021 hergestellt, importiert und sie in der Bun-
desrepublik Deutschland bezogen und mit ihnen gehandelt, nur dahin bestritten, dass

sie die betreffenden Gerate nicht hergestellt habe (Schriftsatz vom (...), S. 3). Dass sie
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in den verfahrensgegenstandlichen Jahren Mobiltelefone in der Bundesrepublik
Deutschland in Verkehr gebracht hat wird ferner durch die vorgelegten Handlerauskuinfte
sowie den Ausdruck der Internetseite der Antragsgegnerin vom (...) (Anlagenkonvolut
(...) im Verfahren Sch-Urh 15/21 und Anlage (...) und (...) im Verfahren 14/22) belegt.
Die Antragsgegnerin bezeichnet sich schlieBlich auf ihrer Internetseite (Ausdruck vorge-
legt mit Anlagenkonvolut (...) im Verfahren Sch-Urh 15/21) auch selbst als Grohandler

fur Smartphones mit tber 20 Jahren Vertriebserfahrung.

d) Die Antragsgegnerin hat der Antragstellerin in erkanntem Umfang Auskunft zu erteilen.

a. Nach § 54f Abs. 1 UrhG ist derjenige zur Auskunft verpflichtet, der nach § 54 UrhG
oder § 54b UrhG zur Zahlung der Vergatung verpflichtet ist. Das sind neben dem
Hersteller auch die Importeure und Handler von Geraten und Speichermedien, deren
Typ allein oder in Verbindung mit anderen Geraten, Speichermedien oder Zubehor
zur Vornahme von Vervielfaltigungen im Sinne von § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG a.F. bzw.
§ 53 Abs. 1 und 2 und §§ 60a bis 60f UrhG benutzt wird und die im Geltungsbereich
des UrhG veraulRert oder in Verkehr gebracht werden. Durch den Auskunftsan-
spruch soll den Verwertungsgesellschaften die Durchsetzung der Vergltungsanspri-
che erleichtert werden. Ein Auskunftspflichtiger hat daher Auskunft Gber Art und
Stlickzahl sowie den Typ (Marke) der verfahrensgegenstandlichen Produkte, bei
Speichermedien zusatzlich liber die Speicherkapazitat zu erteilen, um so eine Be-
rechnung der Vergltung und eine Kontrolle der Angaben zu ermdglichen (vgl. Dreier
in: Dreier/ Schulze, Urheberrechtsgesetz, 7. Aufl. 2022, § 54f UrhG Rn. 4).

Bei Mobiltelefonen handelt es sich — auch mit Blick auf Art. 5 Abs. 2 Buchst. b) der
Richtlinie 2001/29/EG — um einen Geratetyp, der zur Vornahme vergutungspflichti-
ger Vervielfaltigungen benutzt wird. Mobiltelefone verfiigen nach eigener Kenntnis
der Schiedsstelle typischerweise Uber die Mdglichkeit, urheberrechtlich geschiitzte
Werke und Leistungen zu speichern und wiederzugeben. Dies kann insbesondere
durch Ubertragung von der Festplatte eines PCs oder dem Server eines Musikdown-
loaddienstes auf den internen Speicher des Mobiltelefons oder eine in das Telefon
eingesetzte Speicherkarte geschehen (Loewenheim/Stieper in: Schricker/Loewen-
heim, Urheberrecht, 6. Aufl. 2020, § 54 UrhG Rn. 26; vgl. zur Vergutungspflicht von
Mobiltelefonen auch: EuGH, Urteil vom 5. Marz 2015, Rechtssache C-463/12, Copy-
dan Bandkopi / Nokia Danmark A/S; GRUR 2015, 478 ff. und BGH, Urteil vom 21.



-18 - Sch-Urh 15/21
Sch-Urh 14/22

Juli 2016, Az.: | ZR 255/14 - Musik-Handy, GRUR 2017, 172, 174 ff. - zur Rechts-
lage vor 2008).

Der Auskunftsanspruch besteht dabei uneingeschrankt hinsichtlich samtlicher von
der Antragsgegnerin im mal3geblichen Zeitraum in Verkehr gebrachter Gerate, egal
ob es sich um Verbraucher- oder Businessgerate handelt, da die Antragstellerin nur
so in die Lage versetzt wird, die Voraussetzungen flir das Vorliegen der Vergltungs-

pflicht zu prufen.

Nach der Rechtsprechung des EuGH wird bei Uberlassung eines Geréats oder eines
Speichermediums an eine natirliche Person widerleglich vermutet, dass ein Erwerb
zu privaten Zwecken vorliegt. FUr den Fall, dass der private Zweck — wenigstens auf-
grund der widerleglichen Vermutung — anzunehmen ist, wird weiterhin unwiderleglich
vermutet, dass diese Person das Gerat oder Speichermedium zur Anfertigung von
Privatkopien verwendet und diese Nutzungsmaoglichkeiten auch ausschoépft (vgl.
EuGH, Urteil vom 11. Juli 2013, Az.: C-521/11, verdffentlicht in GRUR Int. 2013, 949
ff.). FUr etwas Anderes ist die Antragsgegnerin darlegungs- und beweisverpflichtet.
Derartige Darlegungen kénnen nach Auffassung der Schiedsstelle nur auf Grund-

lage einer umfassenden Auskunftserteilung gemacht werden.

Soweit jedoch beantragt wurde, der Antragsgegnerin aufzugeben, auch dariber
Auskunft zu erteilen, welche Mobiltelefone von gewerblichen Endabnehmern erwor-
ben worden sind, kann dem nicht entsprochen werden. Dabei handelt es sich nicht
um ein Merkmal, das vom gesetzlichen Auskunftsanspruch nach § 54f UrhG umfasst
ist, sondern um eine Obliegenheit des zur Auskunft und Zahlung Verpflichteten, der
bei entsprechender Angabe einen verminderten Vergutungssatz fir sogenannte Bu-
siness-Gerate zu zahlen hat. Da die Nichtbeachtung dieser Obliegenheit Rechts-
nachteile nach sich ziehen wirde, darf vermutet werden, dass die Antragsgegnerin
auch ohne ausdrucklichen Ausspruch einer entsprechenden Verpflichtung Angaben

zum Endkunden machen wird.

Dies steht auch im Einklang mit der Rechtsprechung des BGH, der ausflhrt:

..--]- Der Klagerin steht es frei, im Rahmen der Auskunftserteilung den Nachweis zu erbringen,

dass die Speichermedien nicht fiir verglitungspflichtige Vervielfaltigungen verwendet worden sind,
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und die Vermutung damit zu widerlegen.” (Urteil vom 16.03.2017, | ZR 35/15, GRUR 2017, 684 ff

Rn. 44 - externe Festplatten®)

oder

,C) Der Beklagten muss es allerdings gestattet sein, im Zusammenhang mit der Erteilung der von
der Klagerin begehrten Auskiinfte nachzuweisen, dass die von ihr in Verkehr gebrachten Speicher-
medien nicht zur Herstellung von Privatkopien verwendet worden sind.” (Urteil vom 18.05.2017,

| ZR 266/15, ZUM 2018, 185 ff., Rn. 23, ,USB-Stick").

Diesen Formulierungen kann entgegen der Antragstellung der Antragstellerin nicht
entnommen werden, dass der BGH oder das Gesetz eine Verpflichtung der Aus-
kunftsverpflichteten vorsieht, die Erbringung von Nachweisen bereits im Rahmen der
Auskunft vorzunehmen. Der BGH formuliert die Vorlage von Nachweisen vielmehr
als Obliegenheit.

e) Soweit sich aus der zu erteilenden Auskunft ergibt, dass die Antragsgegnerin Mobiltele-
fone im Sinne des gemeinsamen Tarifs der Antragstellerin sowie der VG Wort und der
VG Bild-Kunst vom 4. Januar 2016 in der Bundesrepublik Deutschland verauf3erten oder
in Verkehr gebracht hat, ist die Antragsgegnerin unter den im Tenor zu 2. genannten Vo-
raussetzungen verpflichtet, die je Verbraucher- bzw. Business-Mobiltelefon tariflich vor-

gesehene Vergutung (ohne Umsatzsteuer) zu bezahlen.

a. Soweit die Antragsgegnerin geltend macht, die §§ 54 ff. UrhG seien unionsrechts-
widrig, da es im deutschen Recht an einem nach der Rechtsprechung des EuGH
notwendigen und wirksamen Riickerstattungssystem fehle, kann dem nicht gefolgt
werden. Werden in Verkehr gebrachte Gerate, fur die eine Vergutung entrichtet
wurde, tatsachlich nicht zur Herstellung von Privatkopien verwendet, sind die entrich-
teten Vergutungen nach den allgemeinen Vorschriften der ungerechtfertigten Berei-
cherung zu erstatten (BGH GRUR 2017, 702, Rn. 66 — PC mit Festplatte I), so dass
die Ruckabwicklung entlang der Lieferkette erfolgt. Dies steht der Wirksamkeit des
Ruckerstattungsanspruchs entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin auch nicht
entgegen. Ebenso wenig belegt das von der Antragsgegnerin angefiihrte Urteil des
OLG Hamm vom 15. November 2013 (ZUM 2014, 335 ff.) deren Auffassung. Denn
der Entscheidung lag ein mit dem hier gegenstandlichen Sachverhalt nicht vergleich-
barer Sachverhalt zu Grunde. Die dortige Klagerin verlangte von ihrer Lieferantin —

der dortigen Beklagten — die Zahlung des Differenzbetrages zwischen dem sich aus
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dem nach § 27 UrhWahrnG fortgeltenden bisherigen Vergltungssatzen und dem
spater ruckwirkend festgesetzten tariflichen Vergltungssatz. Das OLG hat zur Be-
grindung seiner den Anspruch ablehnenden Entscheidung ausgefihrt, in diesem
Fall existiere — anders als beim Export von Geraten — keine mit § 54 Abs. 2 UrhG
vergleichbare Regelung, die das Entfallen des VerglUtungsanspruchs anordne. Vor-
liegend ist aber § 54 Abs. 2 UrhG gerade einschlagig, wenn die Vermutung der ver-
gutungspflichtigen Nutzung widerlegt wird und der Vergitungsanspruch entfalit.
Auch in dem weiteren von der Antragsgegnerin angeflihrten Urteil des LG Duissel-
dorf vom 16. Januar 2013 (Az. 12 O 450/11) war die Forderung des Differenzbetra-
ges zwischen dem sich aus dem nach § 27 UrhWahrnG fortgeltenden bisherigen
Vergutungssatzen und dem spater ruckwirkend festgesetzten tariflichen Vergutungs-
satz streitgegenstandlich, so dass sich auch aus diesen Ausflihrungen nichts fir die

hier in Rede stehende Fallkonstellation ableiten lasst.

Ohne Erfolg macht die Antragsgegnerin geltend, die Forderung der Antragstellerin
nach einer Vergutung fir Gerate, die an eine andere als eine naturliche Person zur
eigenen Nutzung (,gewerbliche Endabnehmer*) geliefert werden, sei unionsrechts-

widrig.

Nach der Rechtsprechung des BGH ist auch fir so genannte Businessgerate eine
Vergitung zu entrichten, es sei denn, der Vergitungspflichtige weist nach, dass die
Geréate eindeutig anderen Verwendungen als der Anfertigung von Vervielfaltigungen
zum eigenen Gebrauch nach § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG a.F. bzw. §§ 53 Abs. 1 und 2,
60a bis 60f UrhG vorbehalten sind und mit ihrer Hilfe allenfalls in geringem Umfang
tatsachlich solche Vervielfaltigungen angefertigt worden sind oder nach dem norma-

len Gang der Dinge angefertigt werden.

Der BGH fihrt in seinem Urteil vom 16. Marz 2017 (Az.: | ZR 36/15, Gesamtvertrag
PCs, GRUR 2017, 694ff) unter Bezugnahme auf Art. 5 Abs. 2 Buchst. b) der Richtli-
nie 2001/29/EG aus:

LUnter Berucksichtigung der praktischen Schwierigkeiten bei der Ermittlung des priva-
ten Zwecks der Nutzung von zur Vervielfaltigung geeigneten Geraten oder Tragerma-
terial steht es allerdings mit der Richtlinie in Einklang, fiir den Fall, dass diese Gerate

oder Tragermaterialien nicht eindeutig anderen Verwendungen als der Anfertigung von
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Privatkopien vorbehalten sind, eine widerlegbare Vermutung fiir eine vergitungspflich-
tige Nutzung gem. § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG aufzustellen. Dies gilt nicht nur, wenn diese
Gerate und Medien natlirlichen Personen Uberlassen werden (...), sondern auch dann,
wenn sie einem gewerblichen Abnehmer Uberlassen werden (vgl. BGH, GRUR 2012,
705 Rn. 33 — PC als Bild- und Tonaufzeichnungsgerat; GRUR 2014, 984 Rn. 53 — PC
Il). Diese Vermutung kann durch den Nachweis entkraftet werden, dass mit Hilfe die-
ser Geréate allenfalls in geringem Umfang tatsachlich Vervielféltigungen nach § 53 Abs.
1 bis 3 UrhG angefertigt worden sind oder nach dem normalen Gang der Dinge ange-
fertigt werden (vgl. BGH, GRUR 2012, 705 Rn. 33 — PC als Bild- und Tonaufzeich-
nungsgerat; GRUR 2014, 984 Rn. 53 — PC Ill; BGH, GRUR 2017, 172 Rn. 91 — Mu-
sikHandy).”

In seinem Urteil vom 16.3.2017 (I ZR 39/15, GRUR 2017, Rn. 72 — PC mit Festplatte
I) hat der BGH weiter ausgeflihrt, dass allein der Umstand, dass ein PC mit einge-
bauter Festplatte, der seinem Typ nach fir Bild- und Tonaufzeichnungen genutzt
werden kann, einem gewerblichen Abnehmer lGberlassen wird, seiner Nutzung zu
privaten Zwecken nach der allgemeinen Lebenserfahrung nicht entgegensteht. Viel-
mehr ist nach dem gewohnlichen Lauf der Dinge nicht ausgeschlossen, dass solche
Gerate auch im Arbeitsumfeld zur Anfertigung von Privatkopien genutzt werden kon-

nen.

Dies gilt ebenso und in besonderer Weise fur gewerblichen Abnehmern tberlassene
Mobiltelefone. Diese Abnehmer werden die Mobiltelefone regelmafig ihren Beschaf-
tigten Uberlassen und diesen dabei in der Regel schon aus Grinden der Praktikabili-
tat auch die Nutzung zu privaten Zwecken gestatten. Denn andernfalls mussten die
Beschaftigten regelmallig neben dem dienstlichen auch ein privates Mobiltelefon
mitfiihren, um eine Erreichbarkeit sowohl in Arbeits- als auch dringenden privaten
Angelegenheiten — beispielsweise flir Anrufe der Schule oder Betreuungseinrichtun-
gen ihrer Kinder — sicherzustellen. Demgemal durfen ausweislich einer vom BIT-
KOM durchgeflihrten Befragung 88 Prozent der Berufstatigen, die ein Diensthandy
vom Arbeitgeber gestellt bekommen haben, dieses auch fir private Zwecke nutzen,
von dieser Erlaubnis machen wiederum 82 Prozent Gebrauch und nutzen das
Diensthandy auch fur private Zwecke(Presseinformation des BITKOM vom 24. April

2023, abrufbar unter https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Diensthandy-

darf-meist-privat-genutzt-werden).
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Von der Annahme, dass betriebliche Gerate in relevantem Umfang auch zu privaten
Zwecken genutzt werden, hat sich schlieRlich der Gesetzgeber auch bei der Einfih-
rung von § 3 Nr. 45 EStG leiten lassen, der die Vorteile des Arbeitnehmers aus der
privaten Nutzung von betrieblichen Datenverarbeitungsgeraten von der Einkom-
menssteuer befreit. Nach der Gesetzesbegrindung sollte Arbeitgebern ermdglicht
werden, den Arbeitnehmern betriebliche Gerate unbelastet von Lohnsteuerzahlun-
gen auch zur privaten Nutzung zu Uberlassen. Als Beispiele fir den Anwendungsbe-
reich der Regelung nennt die Gesetzesbegrindung aus dem Jahr 2000 bereits aus-
driicklich auch die Uberlassung von Mobiltelefonen an AuRendienstmitarbeiter zur
auch privaten Nutzung (Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundesta-
ges vom 16.11.2000, BT-Drs. 14/4626, S. 6). Dass mit solchen auch zur privaten
Nutzung Uberlassenen betrieblichen Geraten auch Privatkopien angefertigt werden,
entspricht der Lebenserfahrung. Daraus, dass ein Gerat von anderen als natirlichen
Personen erworben wird, folgt vor diesem Hintergrund deshalb nicht ohne Weiteres,
dass das Gerat auch zu eindeutig anderen Zwecken als der Anfertigung von Privat-

kopien erworben wird.

Soweit die Antragsgegnerin einen Widerspruch zur Auffassung des dsterreichischen
Obersten Gerichtshofs (OOGH) in seinem Urteil vom 21. Februar 2017 (4 Ob
62/16w, MMR 2017, 388, Rdn. 51) geltend macht, ergibt sich daraus nach dem
jungst ergangenen Urteil des OLG Muinchen vom 30. Juni 2023 (38 Sch 72/19 WG,
S. 14) nicht die Notwendigkeit einer Vorlage an den EuGH. Das OLG Mdunchen fiihrt
diesbezuglich aus, dass es insoweit nicht um die Frage der Auslegung des Unions-
rechts gehe, sondern um die konkrete Anwendung der vom EuGH aufgestellten

Rechtsgrundsatze im Einzelfall auf der Grundlage des nationalen Rechts.

Demgemal bedarf es der von der Antragsgegnerin begehrten Vorlage nach Art. 267
Abs. 2 AEUV an den EuGH zur Klarung der Vergutungspflicht fir Gerate, die an eine
andere als eine natlrliche Person zur eigenen Nutzung geliefert werden, nicht. Inso-
weit kommt es deshalb auch nicht auf die offene Frage an, ob die Schiedsstelle als
vorlageberechtigtes Gericht im Sinne von Art. 267 Abs. 2 AEUV angesehen werden
konnte (vgl. zu den mafigeblichen Kriterien nur Ehricke, in: Streinz, EUV/AEUV, 3.
Aufl. 2018, Art. 267 AEUV Rn. 28 ff.). Mangels Vorlage an den EuGH kommt auch
eine Aussetzung des Verfahrens analog § 148 ZPO nicht in Betracht. Eine Ausset-

zung des Verfahrens analog § 148 ZPO, bis diese Fragen durch den EuGH und die
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nationalen Gerichte geklart sind, ist — die Voraussetzungen einer analogen Anwen-
dung unterstellt — ohne konkreten Bezug zu einem bereits anhangigen Verfahren

ebenfalls nicht mdglich.

Die Antragsgegnerin macht auch ohne Erfolg geltend, von ihr durfe nicht gefordert
werden, dass sie die Voraussetzungen flur das Vorliegen von Business-Geraten in
der in dem Tarif der Antragstellerin vorgesehenen Form nachweist. Insoweit ist zu-
nachst klarzustellen, dass die Antragsgegnerin ein Entfallen des Vergttungsan-
spruchs flr sogenannte Business-Gerate anstrebt und sich die Voraussetzungen
hierfir aus der gesetzlichen Regelung des § 54 Abs. 2 UrhG ergeben. Die von der
Antragstellerin in ihrem Tarif vorgesehenen Regelungen zur Bestimmung der mit
dem Vergltungssatz fir sog. Business-PCs abzurechnenden Geréate sind insoweit
nicht mafRgeblich. Ob die Antragstellerin in ihrem Tarif zu strenge Anforderungen an
den Nachweis von Business-Geraten aufstellt, ist deshalb vorliegend entgegen der

Auffassung der Antragsgegnerin nicht streitentscheidend.

Es begegnet auch keinen Bedenken, dass die Antragsgegnerin als Schuldnerin des
gesetzlichen Vergltungsanspruchs die Darlegungs- und Beweislast fir das Vorlie-
gen der tatbestandlichen Voraussetzungen des § 54 Abs. 2 UrhG tragt. Diese Vor-
schrift setzt voraus, dass die Gerate im Geltungsbereich des UrhG nicht zu Verviel-
faltigungen benutzt werden. Dies ist der Fall, wenn die Gerate eindeutig anderen
Verwendungen als der Anfertigung von Vervielfaltigungen zum eigenen Gebrauch
nach § 53 Abs. 1 und 2, §§ 60a bis 60f UrhG vorbehalten sind und wenn mit Hilfe
dieser Gerate allenfalls in geringem Umfang tatsachlich solche Vervielfaltigungen
angefertigt worden sind und nach dem normalen Gang der Dinge angefertigt wer-
den. Soweit die Antragsgegnerin die Unmdglichkeit einer solchen Darlegung einwen-
det, ist zuzugestehen, dass es zur Fuhrung des Nachweises regelmafig der Mitwir-
kung des Endnutzers der betreffenden Gerate bedarf. Auf eine solche Mitwirkung
haben — vorbehaltlich etwaiger diesbezliglich getroffener Vereinbarungen — weder
die Antragstellerin noch die Antragsgegnerin einen Anspruch. Es entspricht aber
dem Interesse des Endnutzers, nicht mit dem gesetzlichen Vergutungsanspruch be-
lastet zu werden und die erforderlichen Nachweise daflr, dass dieser entfallen ist,
seinem Verkaufer — also der Antragsgegnerin oder einem zwischengeschalteten

Handler — vorzulegen.
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Auch das Unionsrecht gebietet keine abweichende Beweislastverteilung. Der EUGH
hat insoweit entschieden, dass ein Rickerstattungsanspruch wirksam sein muss und
keine UbermaRige Erschwernis bei der Erstattung der gezahlten Abgabe mit sich
bringen darf (GRUR 2013, 1025, Rn. 31 - Amazon/Austro-Mechana). Daran fehlt es
nicht bereits, wenn der Inhaber des Rlckerstattungsanspruchs die Voraussetzungen
dafur darlegen und gegebenenfalls beweisen muss, dass der Vergutungsanspruch
entfallen ist. Dass dem Inhaber des Rickerstattungsanspruchs dieselben Darle-
gungs- und Nachweiserfordernisse wie anderen Anspruchsinhabern obliegen, stellt
fur diesen weder eine GbermaRige Erschwernis dar noch stellt dies die Wirksamkeit
des Riuckerstattungsanspruchs in Frage. Demgemaf hat der EuGH auch nur dann
eine Befreiung des Herstellers oder Importeurs von der Vergutungspflicht (von —im
konkreten Fall — Speicherkarten) gefordert, wenn dieser nachweist, dass er sie an
andere als natirliche Personen zu eindeutig anderen Zwecken als zur Vervielfalti-
gung zum privaten Gebrauch geliefert hat (GRUR 2015, 478, Rn. 50, Copydan/No-
kia). Somit geht auch der EuGH von einer Nachweispflicht des Vergutungsschuld-

ners aus.

Die Hohe der Vergltung bestimmt sich nach dem Gemeinsamen Tarif ,Mobiltele-
fone® der Antragstellerin, VG Wort und VG Bild-Kunst vom 4. Januar 2016. Der Ge-
meinsame Tarif ist anwendbar und wird von der Schiedsstelle in Anbetracht der ver-
festigten hochstrichterlichen Rechtsprechung zur Indizwirkung von Gesamtvertragen
(zuletzt mit Urteil des BGH vom 10. September 2020, Az. | ZR 66/19, ,Gesamtver-
tragsnachlass®, Rn. 20; siehe auch: Beschlisse des BGH vom 4. November 2021,
Az.: | ZR 138/20 und Az.: | ZR 84/20) fur die verfahrensgegenstandlichen Zeitrdume

2018 bis 2021 in der tarifierten Hohe als angemessen bewertet.

Nach dem Urteil des BGH vom 10. September 2020 (Az. | ZR 66/19, ,Gesamtver-
tragsnachlass®, Rn. 20 ff) ist es in der Rechtsprechung des BGH anerkannt, dass die
Festsetzung einer Vergltung fir Gerate oder Speichermedien in einem Gesamtver-
trag einen gewichtigen Anhaltspunkt fir die Angemessenheit dieser Vergltung bie-
ten kann. Dies gelte insbesondere, wenn ein solcher Vertrag unter Beteiligung einer

der Parteien geschlossen worden ist. Zur Begrindung fuhrt der BGH aus (Rn. 22):

»,Die Annahme der indiziellen Wirkung vereinbarter Gesamtvertrége kniipft an den Umstand an,
dass ein im Wege privatautonomer Verhandlungen, zwischen sachkundigen Verhandlungspartnern

erzieltes Verhandlungsergebnis ein angemessenes Abbild des den Urheberrechtsinhabern durch



-25- Sch-Urh 15/21
Sch-Urh 14/22

die in § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG a.F. genannten Nutzungen tatséchlich entstandenen Schadens dar-
stellt.”

Bereits mit Urteil vom 16. Marz 2017 (Az. | ZR 36/15, ,Gesamtvertrag PCs") hatte
der BGH festgestellt (Rn. 60):

,Es ist daher aus Rechtsgriinden nicht zu beanstanden, dass sich das OLG bei seiner Bemessung
der angemessenen Verglitung nicht auf die von der Bekl. auf der Grundlage der empirischen Be-
rechnungen angestellten Berechnungen, sondern auf den von den Parteien fiir die Zeit ab dem
1.1.2011 geschlossenen Gesamtvertrag gestiitzt hat, in dem sich die Parteien unter Berticksichti-
gung der gesetzlichen Vorgaben auf eine angemessene Verglitung geeinigt haben. Es ist zu ver-
muten, dass eine solche vereinbarte Vergliitung eher der angemessenen Verglitung iSv § 54a UrhG

entspricht als eine Vergiitung, die auf der Grundlage empirischer Studien berechnet worden ist.“

Dies gilt nach der vom BGH mit Urteil vom 10. September 2020 bestatigten Recht-
sprechung des OLG Minchen (Urteil vom 14. Marz 2019, 6 Sch 10/15 WG) auch ge-
genlber einem sogenannten ,Aullenseiter”, also einer nicht an einem Gesamtver-
trag beteiligten oder einem Gesamtvertrag beigetretenen Partei. Zur Frage der Indiz-
wirkung gesamtvertraglicher Vereinbarungen gegeniber Aul3enseitern wird der BGH

in seinen Beschlissen vom 4. November 2021 (a.a.0.) noch deutlicher:

L,Damit ist geklért, dass die indizielle Wirkung von Gesamtvertrédgen auch gegentiber Verglitungs-
schuldnern eingreifen kann, die durch den Gesamtvertrag nicht berechtigt und verpflichtet werden
(BGH, GRUR 2021, 604 Rn. 22 - Gesamtvertragsnachlass). Die Annahme der indiziellen Wirkung
vereinbarter Gesamtvertrdge kniipft an den Umstand an, dass ein im Wege privatautonomer Ver-
handlungen zwischen sachkundigen Verhandlungspartnern erzieltes Vertragsergebnis ein ange-
messenes Abbild des den Urheberrechtsinhabern durch die in § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG aF genann-
ten Nutzungen tatséchlich entstehenden Schadens darstellt (vgl. BGH, GRUR 2021, 604 Rn. 22 -
Gesamtvertragsnachlass). Dies gilt auch mit Blick auf Verglitungsschuldner, die durch den Gesamt-

vertrag nicht berechtigt oder verpflichtet werden.*

Vorliegend haben die Antragstellerin, die VG Wort und die VG Bild-Kunst im Jahr
2015 mit dem BITKOM einen Gesamtvertrag zur Regelung der urheberrechtlichen
Vergutungspflicht fur Mobiltelefone flr die Zeit ab dem 1. Januar 2008 geschlossen,
woraus sich flr die verfahrensgegenstandlichen Zeitrdumen 2018 bis 2021 entspre-
chende tarifliche Vergutungen in Héhe von EUR 6,25 fiir Verbraucher-Mobiltelefone
und in H6he von EUR 3,125 fir Business-Mobiltelefone ergeben. Somit liegen fir die

verfahrensgegenstandlichen Zeitrdume Gesamtvertrage vor, in denen einvernehm-
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lich eine Vergltung fur Mobiltelefone festgesetzt wurde, die zumindest unter Beteili-
gung einer Partei des vorliegenden Verfahrens, namlich der Antragstellerin, zu-

stande gekommen sind.

Zwar ist die Antragsgegnerin als sogenannter ,Au3enseiter” an diesen Gesamtver-
tragsverhandlungen nicht beteiligt gewesen und sie ist dem jeweiligen Gesamtver-
trag auch nicht beigetreten. Nach den obigen Ausfliihrungen des BGH kann die Fest-
setzung einer Vergutung fir Gerate oder Speichermedien in einem Gesamtvertrag
aber auch gegenlber Aulienseitern einen gewichtigen Anhaltspunkt fur die Ange-

messenheit dieser Vergutung bieten.

Der BGH fihrt zwar auch aus, dass die Annahme einer indiziellen Wirkung die Dar-
legungs- und Beweislast der Verwertungsgesellschaft fir die Angemessenheit der
zugrunde gelegten Vergutungssatze unberihrt lasse und es einer am Gesamtver-
tragsverfahren nicht beteiligten Partei (vorliegend: der Antragsgegnerin) unbenom-
men bleibe, die Angemessenheit der verlangten Verglitung zu bestreiten. Die
Schiedsstelle hat jedoch bereits mehrfach betont, dass es aus ihrer Sicht faktisch
unmaglich sein wird, aus der Position einer nicht am Gesamtvertragsverfahren betei-
ligten Partei heraus substantiiert nachzuweisen, dass die ausgehandelten Vergitun-
gen nicht angemessen sind, zumal nach den Feststellungen des BGH eine gesamt-
vertraglich festgesetzte Vergltung eher der angemessenen Vergitung entspreche
als eine solche, die auf Grundlage einer Studie errechnet worden ist. Insbesondere
wird ein unbeteiligter Dritter schwerlich Uberzeugungskraftige Beweise beibringen
kénnen, wonach bei den Verhandlungen der Gesamtvertragspartner nicht die ge-
setzlichen Kriterien aus § 54a UrhG, sondern rein kaufmannische Gesichtspunkte
wie beispielsweise noch ausstehende urheberrechtliche Vergutungsanspriche,
durch Rechtsstreitigkeiten zwischen den Gesamtvertragsparteien aufgelaufene oder
drohende Kosten oder sonstige pragmatische Erwagungen eine Rolle gespielt ha-
ben. Dementsprechend gelingt es auch der Antragsgegnerin vorliegend nicht, die
Annahme der indiziellen Wirkung der gesamtvertraglich vereinbarten Vergutungs-

satze zu erschuttern.
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Vervielfaltigungsverhalten von Nutzern seit dem Abschluss der Gesamtvertrage ge-
andert. Weil die sachkundigen Vertragsparteien der Gesamtvertrage auch in Anse-
hung des geanderten Nutzungsverhaltens von dessen Kindigung abgesehen haben,
ist weiterhin davon auszugehen, dass die gesamtvertraglich geregelten Vergutungen
den Schaden angemessen abbilden, der durch die nach §§ 53 Abs. 1 bis 3 UrhG
a.F. bzw. §§ 53 Abs. 1 und 2 und 60a bis 60f UrhG erlaubten Nutzungen entsteht.

e. Die vergltungsrelevante Nutzung war auch nicht — wie von der Antragsgegnerin be-
antragt — in einem Verfahren nach § 93 VGG zu ermitteln. Die insoweit einzig an-
tragsberechtigte Antragstellerin hat keinen Antrag auf Durchfihrung einer solchen
Studie gestellt. Sie kann zur Stellung eines solchen Antrags auch von der Schieds-
stelle entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin nicht verpflichtet werden. We-
der dem von der Antragsgegnerin angefihrten § 93 VGG noch dem § 128 Abs. 2
Satz 2 VGG kann eine Befugnis der Schiedsstelle fiir eine solche Verpflichtung der

Antragstellerin entnommen werden.

f) Soweit eine Vergitung zu zahlen ist, ist diese um den jeweils doppelten Vergitungssatz
zu erhohen, da die Antragsgegnerin ihrer Auskunftspflicht gemaf § 54f Abs. 1 UrhG
schuldhaft nicht nachgekommen ist. Gemaf § 54f Abs. 3 UrhG ,kann der doppelte Ver-
gutungssatz verlangt werden®, wenn der zur Zahlung der Vergutung Verpflichtete seiner

Auskunftspflicht nicht, nur unvollstandig oder sonst unrichtig nachkommt.

a. Ohne Erfolg macht die Antragsgegnerin die Unionsrechtswidrigkeit dieser Regelung
geltend. Der Anspruch auf den doppelten Vergutungssatz soll ausweislich der Geset-
zesbegrindung die erhdhten Verwaltungskosten ausgleichen, die der Verwertungs-
gesellschaft entstehen, wenn sie wegen unwilliger oder sdumiger Schuldner einen
aufwendigen Kontrollapparat unterhalten muss (Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages vom 21. November 1989, BT-
Drs. 11/5744, S. 35). Der Anspruch dient somit dem pauschalen Ausgleich der durch
das Verhalten unwilliger oder saumiger Schuldner verursachten erhdéhten Verwal-
tungskosten (Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Stieper, 6. Aufl. 2020, § 54f UrhG,
Rn. 10). Der Anspruch auf den doppelten Vergitungssatz ist somit entgegen der An-
nahme der Antragsgegnerin seiner Natur nach nicht Teil des den Rechtsinhabern zu-

stehenden Anspruchs auf den gerechten Ausgleich im Sinn von Art. 5 Abs. 2 b) RL
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2001/29 EG, sondern ein pauschaler Ausgleich fur den zur Durchsetzung dieses An-
spruchs entstehenden Mehraufwands (vgl. auch OLG Munchen, Urteil vom 14. Juli
2023, 38 Sch 64/20 WG, S. 23 f1.).

Zu diesem Normzweck hat der EuGH bereits entschieden, dass eine mitgliedsstaatli-
che Regelung, die zur Erstattung moglicher, mit der Feststellung allfalliger Verlet-
zungshandlungen und ihrer Verursacher verbundener Kosten einen Anspruch auf die
doppelte Lizenzgebuhr gewahrt, nicht gegen Art. 13 der RL 2004/48/EG verstoft
(GRUR 2017, 264, Rdn. 30 — OTK/SFP). Vorliegend geht es zwar nicht um die pau-
schale Abgeltung des aus der Verletzung eines AusschlieBlichkeitsrechts resultieren-
den Aufwandes, sondern um die pauschale Abgeltung des aus der Nichterflllung ei-
nes Auskunftsanspruchs resultierenden Aufwands. Dieser Unterschied rechtfertigt
aber keine abweichende rechtliche Beurteilung. Deshalb ist eine gesetzliche Rege-
lung wie die vorliegende, die dem Verursacher eines zusatzlichen Kontrollaufwands
in pauschaler Form die Kontrollkosten auferlegt, mit dem Unionsrecht vereinbar. Auch
insoweit bedarf es deshalb der von der Antragsgegnerin begehrten Vorlage an den
EuGH nicht.

Der Anspruch besteht gegeniber allen nach § 54f Abs. 1 und Abs. 2 UrhG Auskunfts-
verpflichteten, wenn die Auskunftspflicht nicht, nur unvollstandig oder unrichtig erfullt
wurde. Des Weiteren setzt der Anspruch Verschulden voraus (vgl.BT-Drucks.
11/5744, Seite 35; Dreier, in: Dreier/Schulze, UrhG, Kommentar, 7. Aufl. 2022, § 54f
Rn. 10). Wann ein schuldhaftes Verhalten des Vergutungsschuldners anzunehmen
ist, ist am Malstab des § 276 Abs. 1 und 2 BGB zu beurteilen. Nach standiger Recht-
sprechung sind im Urheberrecht — ebenso wie im gewerblichen Rechtsschutz — an
die Beachtung der erforderlichen Sorgfalt strenge Anforderungen zu stellen. Hiernach
handelt fahrlassig, wer sich erkennbar in einem Grenzbereich des rechtlich Zulassi-
gen bewegt, in dem er eine von der eigenen Einschatzung abweichende Beurteilung
der rechtlichen Zulassigkeit des fraglichen Verhaltens in Betracht ziehen muss (vgl.
hierzu BGH, Urteil v. 29. Oktober 2009, Az.: | ZR 168/06, GRUR 2010, 57 ff., Rn. 41f.
- Scannertarif, unter Verweis auf BGH, GRUR 1998, 568, 569 — Beatles Doppel-CD).

Die von der Antragsgegnerin in Verkehr gebrachten Mobiltelefone unterliegen grund-
satzlich vollumfanglich der Auskunftspflicht gemaf § 54f Abs. 1 UrhG (siehe hierzu
bereits oben). Dieser Pflicht ist die Antragsgegnerin als nach §§ 54f Abs. 1, 54b UrhG
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Auskunftsverpflichtete bis heute nicht nachgekommen, obwohl die Antragstellerin sie
mit Schreiben vom (...) und (...) hierzu fiir das jeweilige Vorjahr unter Fristsetzung
bis (...) und (...) aufgefordert hatte (vgl. die jeweiligen Anlagen (...)). Die Antragstel-
lerin hat in ihren Aufforderungsschreiben bereits den doppelten Vergutungssatz fir
den Fall der nicht fristgerechten Auskunftserteilung geltend gemacht (vgl. Ziffer 5. der
Schreiben in den Anlagen (...)). Dennoch hat die Antragsgegnerin bis heute keine

Ausklnfte erteilt.

Nach dem Vorhergesagten geht die Schiedsstelle von einem mindestens fahrlassigen
Verhalten der Antragsgegnerin aus, da sie trotz fristgebundener Aufforderung und
Geltendmachung des doppelten Vergutungssatz fir den Fall nicht fristgemafier Aus-
kunftserteilung keine Auskunft erteilt hat. Daher war der doppelte Vergutungssatz wie

beantragt zuzusprechen.

g) Soweit die Antragsgegnerin zur Zahlung des einfachen und doppelten Vergltungssatzes
verpflichtet ist, liegen die Voraussetzungen des Verzugs geman § 286 Abs. 1 Satz 1
BGB sowohl hinsichtlich des einfachen als auch hinsichtlich des doppelten Vergitungs-
satzes seit dem auf den jeweiligen Tag des Ablaufs der von der Antragstellerin in ihrem
jeweiligen Aufforderungsschreiben gesetzten Frist folgenden Tages vor, mithin fir die
Vergutungsanspriche der Jahre 2018 bis 2020 seit dem (...) und fir die des Jahres
2021 seit dem (...).

Die Hohe der Verzugszinsen entspricht der Regelung in § 288 Abs. 1 BGB.

Die Amtskosten des Verfahrens tragt die Antragsgegnerin (§ 121 Abs. 1 Satz 1 VGG). Dies ent-
spricht dem Ausgang des Verfahrens, da die Antragstellerin nur hinsichtlich eines geringfligigen
Teils des geltend gemachten Auskunftsanspruchs unterliegt. Die Antragsgegnerin ist als Impor-
teurin bzw. Handlerin von Mobiltelefonen jedenfalls zur Auskunftserteilung nach § 54f Abs. 1
UrhG verpflichtet. Dieser Pflicht ist sie trotz Aufforderung nicht nachgekommen.

Die Anordnung zur Erstattung notwendiger Auslagen ist nicht angezeigt, denn es liegen keine

besonderen Umstande vor, die hier im Rahmen der Ermessensentscheidung abweichend vom
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gesetzlichen Regelfall des § 121 Abs. 1 Satz 2 VGG aus Billigkeitsgrinden eine Kostenauferle-
gung rechtfertigen wirden. Es verbleibt somit bei dem in bisherigen Schiedsstellenverfahren
angewandten Grundsatz, dass die Beteiligten die ihnen erwachsenen notwendigen Auslagen

jeweils selbst zu tragen haben.

V.

Die Beteiligten haben die Méglichkeit, innerhalb eines Monats gegen diesen Einigungsvor-

schlag Widerspruch einzulegen.

Die Widerspruchsfrist beginnt mit dem Tag der Zustellung zu laufen. Der Widerspruch ist schrift-
lich zu richten an:
Schiedsstelle
nach dem Gesetz Uber die Wahrnehmung
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten
durch Verwertungsgesellschaften
beim Deutschen Patent- und Markenamt,
80297 Munchen.

Wird kein Widerspruch eingelegt, gilt der Einigungsvorschlag als angenommen und eine dem

Inhalt des Vorschlags entsprechende Vereinbarung als zustande gekommen.
V.
Die Entscheidung Uber die Kosten kann durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefoch-

ten werden, auch wenn der Einigungsvorschlag angenommen wird. Der Antrag ist an das Amts-

gericht Minchen, 80333 Mlnchen, zu richten.

(--) (...) (..)

Beschluss:

Der Streitwert wird auf EUR 1.569.000,32 festgesetzt.
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Nach § 117 Abs. 2 S. 4 VGG bemisst sich der Streitwert nach den Vorschriften, die fur das Ver-
fahren nach der Zivilprozessordnung vor den ordentlichen Gerichten gelten. Nach § 3 Abs. 1
i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 GKG richten sich die Gebuhren fur Verfahren vor den ordentlichen Ge-
richten nach der Zivilprozessordnung nach dem Wert des Streitgegenstandes (soweit nichts an-
deres bestimmt ist). In blrgerlichen Rechtsstreitigkeiten vermdgensrechtlicher Art (wie im vorlie-
genden Schiedsstellenverfahren) richten sich die Geblhren nach den §§ 3 bis 9 ZPO, soweit —
wie hier — die §§ 39 ff. GKG keine Sonderregelung treffen (§ 48 Abs. 1 S. 1 GKG).

Nach § 4 ZPO, § 40 GKG ist fur die Wertberechnung der Zeitpunkt der den jeweiligen Streitge-
genstand betreffenden Antragstellung malRgebend, die den Rechtszug einleitet. Den Wertanga-
ben der Parteien, insbesondere des Klagers bzw. Antragstellers, zu den mit der Klage bzw.
dem Schiedsstellenverfahren verfolgten wirtschaftlichen Interessen kommt erhebliches Gewicht
zu, wenn sie nicht offensichtlich unzutreffend sind, auch wenn diese fiir das Gericht nicht bin-
dend sind (vgl. Wendtland, in: BeckOK ZPO, 38. Ed. 01.09.2020, § 3 ZPO Rn. 1).

Vorliegend hat die Antragstellerin den Streitwert in den jeweiligen Verfahren mit je EUR
10.000,00 angegeben. Der sich danach fir die in den verbundenen Verfahren vier streitgegen-
standlichen Jahre ergebende Ansatz von EUR 20.000 und mithin von EUR 5.000 pro Jahr er-

scheint weit untersetzt und damit offensichtlich unzutreffend.

Denn der von der Antragstellerin zu Grunde gelegte Streitwert von EUR 5.000 pro Jahr wird be-
reits erreicht, wenn die Antragsgegnerin nicht mehr als 800 Stlick Business-Mobiltelefone
(5.000 / (EUR 3,125 einfachen + 3,125 doppelten Vergitungssatz)) oder nicht mehr als 400
Stick Verbraucher-Mobiltelefone (5.000 / (EUR 6,25 einfachen + EUR 6,25 doppelten Vergu-
tungssatz)) pro Jahr in Verkehr gebracht hat. Hiervon ist nicht auszugehen. Zum einen ist die
Antragsgegnerin ausweislich ihrer Internetseite (Ausdruck im Verfahren Sch-Urh 15/21 vorge-
legt mit Anlagenkonvolut (...)) eine Grof3handlerin fur u.a. Smartphones; sie wirbt dort mit ,bes-
ten GrolRhandelspreisen® fur ihre Kunden. Bei nur 400 bis 800 jahrlich vertriebenen Geraten
kann schwerlich von einem GroRRhandel gesprochen werden. Hinzu kommt, dass sich bereits
aus den von der Antragsgegnerin mit Anlagenkonvolut (...) (Verfahren Sch-Urh 15/21) und als
Anlagen (...) (Verfahren Sch-Urh 14/22) vorgelegten Handlerauskiinften weitaus hohere Stiick-
zahlen ergeben. So hat die (...) fur das erste Halbjahr 2018 2.425, die (...) flr das zweite Halb-
jahr 2020 20 und die (...) fUr das erste Halbjahr 2021 5.400 von der Antragsgegnerin bezogene

Mobiltelefone gemeldet. Das entspricht einem Durchschnittswert von 2.615 Geraten pro Halb-
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und somit von 5.230 Geraten pro Gesamtjahr. Dies Ubersteigt die der Streitwertangabe der An-

tragstellerin zu Grunde liegende Zahl von 400 bis 800 Geraten jahrlich um ein Vielfaches.

Die Schiedsstelle geht bei der Streitwertfestsetzung deshalb von dem sich bei Zugrundelegung
der vorgelegten Handlerauskiinfte ergebenden Wert von 5.230 Geraten jahrlich allein durch
diese drei Handler aus und multipliziert diesen Wert mit dem Mittelwert zwischen dem Business-
und Verbraucher-Vergitungssatz (5.230 x (EUR 6,25 + EUR 3,125) / 2). Der sich so ergebende
Wert von EUR 24.515,63 ist zu verdoppeln, weil vorliegend auch ein Anspruch auf den doppel-
ten Vergutungssatz geltend gemacht wird und mit dem Faktor 4 zu multiplizieren, weil die Ver-
gUtung fr vier Jahre streitgegenstandlich ist. Der sich so ergebende Betrag von EUR
196.125,04 ist weiter zu erhéhen, um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die Antragsgeg-
nerin als GroBhandlerin nicht nur einen Abnehmer jahrlich, sondern eine Mehrzahl von Abneh-
mern beliefert. Dem wird durch eine Erhéhung des sich ergebenden Wertes um den — zu Guns-
ten der Antragsgegnerin vergleichsweise niedrig geschatzten — Faktor 10 Rechnung getragen.
Von dem sich so ergebenden Betrag von EUR 1.961.250,04 ist ein Feststellungsabschlag in
Hohe von 20 % vorzunehmen, so dass sich ein Streitwert in Hohe von EUR 1.569.000,32

ergibt.

Die Streitwertfestsetzung kann durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefochten wer-
den, § 120 S. 1 VGG. Der Antrag ist an die Schiedsstelle zu richten, § 120 S. 2 VGG.

(...) (...) (...)



	Az.: Sch-Urh 15/21  Sch-Urh 14/22 
	In dem Schiedsstellenverfahren  
	Einigungsvorschlag: 
	Gründe: 
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 

	Beschluss: 




